
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 16/1061  
16. Wahlperiode 06-11-14 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Bildungsausschusses 
 

a) Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung der Stiftung „Leibniz-Institut für 
die Pädagogik der Naturwissenschaften“ 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/863 
 

b) Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung der Stiftung „Institut für Welt-
wirtschaft“ 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/864 

c) Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung der Stiftung „Deutsche Zentral-
bibliothek für Wirtschaftswissenschaften – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft„ 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/865 

 

Der Landtag hat über die oben angeführten Gesetzentwürfe der Landesregierung am 
29. Juni 2006 in erster Lesung debattiert und sie zur weiteren Beratung federführend 
an den Bildungsausschuss und mitberatend an den Finanzausschuss überwiesen. 
Die beiden Ausschüsse haben zu den Gesetzentwürfen Stellungnahmen der Betrof-
fenen eingeholt und darüber zuletzt am 9. November 2006 beraten. 

Im Einvernehmen mit dem an der Beratung beteiligten Finanzausschuss empfiehlt 
der Bildungsausschuss dem Landtag einstimmig, die Gesetzentwürfe in der nachste-
henden Fassung anzunehmen. 

 

Sylvia Eisenberg 
Vorsitzende 
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Gesetz über die Errichtung der Stiftung „Leibniz-Institut für die Pädagogik der 
Naturwissenschaften“ 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/863 

 
 

 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Gesetz über die Errichtung der 
Stiftung „Leibniz-Institut für 
die Pädagogik der Naturwis-

senschaften“ 

Gesetz über die Errichtung 
der Stiftung „Leibniz-Institut 
für die Pädagogik der Natur-

wissenschaften“ 

§ 1 
Errichtung 

§ 1 
Errichtung 

(1) Unter dem Namen „Leibniz-Institut für die 
Pädagogik der Naturwissenschaften" (Stif-
tung) wird eine rechtsfähige Stiftung des 
öffentlichen Rechts errichtet. Die nach § 10 
zu erlassende Satzung soll bestimmen, dass 
die Stiftung den Status einer angegliederten 
Einrichtung der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel (An-Institut) im Sinne des 
§ 117 Abs. 1 Hochschulgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. Mai 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 416), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 10. Dezember 2004 
(GVOBl. Schl.-H. S. 477) erhält. 

  unverändert 

(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Kiel. Sie 
führt das Landessiegel. 

  

(3) Mit der Errichtung der Stiftung wird das 
Leibniz-Institut für die Pädagogik der Natur-
wissenschaften an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel (IPN) als nicht rechtsfähi-
ge Anstalt des Landes Schleswig-Holstein 
aufgehoben. 

  

§ 2 
Zweck 

§ 2 
Zweck 

(1) Zweck der Stiftung ist, nach näherer Be-
stimmung ihrer Satzung auf dem Gebiet der 
Pädagogik der Naturwissenschaften grund-
lagen- und anwendungsorientierte For-

 (1) unverändert 
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schung zu betreiben und zu fördern.  

(2) Die Stiftung kann weitere im Zusammen-
hang mit der Forschung zur Pädagogik der 
Naturwissenschaften stehende Aufgaben 
übernehmen. 

 (2) Die Stiftung kann weitere im Zusammen-
hang mit der Forschung zur Pädagogik der 
Naturwissenschaften stehende Aufgaben 
übernehmen. Zur Erlangung und Nutz-
barmachung der Ergebnisse ihrer Ar-
beit in Wissenschaft, Beratung sowie 
Aus- und Weiterbildung unterhält die 
Stiftung weltweit Beziehungen zu und 
geht Kooperationen ein mit Universitä-
ten, insbesondere mit der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel, zu ande-
ren Einrichtungen der Wissenschafts-
gemeinschaft im In- und Ausland, zu 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern, zur privaten Wirtschaft und 
zu nationalen und internationalen Insti-
tutionen. 

(3) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" 
der Abgabenordnung. 

 (3) unverändert 

§ 3 
Stiftungsvermögen 

§ 3 
Stiftungsvermögen 

(1) Das Stiftungsvermögen setzt sich aus 
dem nach § 13 überführten Vermögen des 
IPN zusammen. Dabei kann es sich auch um 
Sachvermögen handeln. 

  unverändert 

(2) Zum Stiftungsvermögen gehören außer-
dem die Erträge des Stiftungsvermögens, 
Zuwendungen und sonstige Einnahmen, 
soweit diese weder nach § 4 zur Erfüllung 
der Stiftungsaufgaben benötigt werden noch 
anderweitig zweckgebunden sind. 

  

(3) Sämtliche Bauaufgaben für die Stiftung 
werden von der Gebäudemanagement 
Schleswig-Holstein (GMSH) erfüllt, sofern 
nicht vom Finanzministerium im Einverneh-
men mit dem für die Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung zuständigen Ministe-
rium oder durch Gesetz Abweichendes be-
stimmt wird. Die GMSH nimmt diese Aufga-
be als eigene Aufgabe des Landes wahr.  

  

§ 4 
Finanzierung 

§ 4 
Finanzierung 

Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus   unverändert 

1. den jährlichen Zuwendungen des Bun-
des, der Länder und des Landes Schles-
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wig-Holstein,  

2. sonstigen Einnahmen,    

3. Zuwendungen von Dritten und   

4. den Erträgen des Stiftungsvermögens.   

§ 5 
Organe 

§ 5 
Organe 

Organe der Stiftung sind:   unverändert 

1. der Stiftungsrat,   

2. die Geschäftsführende Direktorin oder 
der Geschäftsführende Direktor. 

  

§ 6 
Der Stiftungsrat 

§ 6 
Der Stiftungsrat 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus acht Mitglie-
dern mit Stimmrecht: 

 (1) Der Stiftungsrat besteht aus neun Mit-
gliedern mit Stimmrecht: 

1. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für die Förderung der wissenschaftli-
chen Forschung zuständigen Ministeri-
ums des Landes (Ministerium) als Vorsit-
zende oder Vorsitzender,  

 1.  unverändert 

2. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für die Förderung der wissenschaftli-
chen Forschung zuständigen Ministeri-
ums des Bundes (Bundesministerium), 

 2.  unverändert 

3. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des Rektorats der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel, 

 3.  unverändert 

  4. einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter des Dekanates der Mathema-
tisch-Naturwissenschaftlichen Fa-
kultät der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel, 

4. der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Wissenschaftlichen Beirats, 

 5.  unverändert 

5. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
aus dem Bereich der außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen, die oder der 
auf Vorschlag der Stiftung von dem Mi-
nisterium im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium berufen wird, 

 6.  unverändert 

6. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
aus der dem Forschungsgebiet nahe 
stehenden privaten Wirtschaft, die oder 
der auf Vorschlag der Stiftung von dem 

 7.  unverändert 
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Ministerium im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium berufen wird, 

7. einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
Länder aus dem Wissenschaftlichen Bei-
rat und 

 8.  unverändert 

8. einem wissenschaftlichen Mitglied des 
Wissenschaftlichen Beirats. 

 9.  unverändert 

(2) Dem Stiftungsrat gehören mit beratender 
Stimme an: 

 (2) Dem Stiftungsrat gehören mit beratender 
Stimme an: 

1. die Geschäftsführende Direktorin oder 
der Geschäftsführende Direktor, 

 1.  unverändert 

2. zwei Personen, die auf Vorschlag des 
Personalrats vom Stiftungsrat berufen 
werden; in Angelegenheiten, die Auswir-
kungen auf die Belange des Personals 
haben, hat jede ein Antragsrecht; 

 2.  unverändert 

3. die Gleichstellungsbeauftragte; in Ange-
legenheiten, die Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
haben können, hat sie ein Antragsrecht. 

 3. die Gleichstellungsbeauftragte; in Ange-
legenheiten, die Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
haben, hat sie ein Antragsrecht. 

(3) Die Mitglieder des Stiftungsrates üben ihr 
Amt ehrenamtlich aus. 

 (3) unverändert 

(4) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn 
mit der oder dem Vorsitzenden mindestens 
vier Mitglieder nach Absatz 1 bei der Be-
schlussfassung anwesend sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden. Beschlüsse zum 
Erlass der Satzung sowie zu ihrer Änderung 
bedürfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
der des Stiftungsrates. Stimmenthaltungen 
bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit un-
berücksichtigt. 

 (4) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn 
mit der oder dem Vorsitzenden mindestens 
fünf Mitglieder nach Absatz 1 bei der Be-
schlussfassung anwesend sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden. Beschlüsse zum 
Erlass der Satzung sowie zu ihrer Änderung 
bedürfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
der des Stiftungsrates. Stimmenthaltungen 
bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit un-
berücksichtigt. 

(5) Der Stiftungsrat tritt mindestens einmal 
im Kalenderjahr zusammen. 

 (5) unverändert 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

(1) Der Stiftungsrat beschließt über alle An-
gelegenheiten, die für die Stiftung von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Hierzu ge-
hören insbesondere der Erlass und die Än-
derung der Satzung, die Bestellung der Ge-
schäftsführenden Direktorin oder des Ge-
schäftsführenden Direktors sowie ihrer oder 
seiner Stellvertreterin oder ihres oder seines 
Stellvertreters, die Genehmigung des Haus-
halts und der Jahresrechnung, die Entlas-
tung der Geschäftsführenden Direktorin oder 

 (1) unverändert 
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des Geschäftsführenden Direktors und sons-
tige Fragen mit erheblichen finanziellen 
Auswirkungen oder von forschungs- und 
wissenschaftspolitischer Bedeutung. Der 
Stiftungsrat kann weitere Aufgaben nach den 
Bestimmungen der Satzung wahrnehmen. 

(2) Beschlüsse zum Haushalt der Stiftung 
und zur Bestellung der Geschäftsführenden 
Direktorin oder des Geschäftsführenden 
Direktors und ihrer oder seiner Stellvertrete-
rin oder ihres oder seines Stellvertreters 
können nicht ohne oder gegen die Stimmen 
der Vertreterinnen oder Vertreter des Minis-
teriums oder des Bundesministeriums ge-
fasst werden. 

 (2) unverändert 

(3) Der Stiftungsrat legt im Abstand von zwei 
Jahren der Aufsichtsbehörde einen Bericht 
über die Tätigkeit der Stiftung und ihrer Ein-
richtungen vor. Die Aufsichtsbehörde kann 
jederzeit einen Zwischenbericht anfordern. 

 (3) unverändert 

  (4) Der Stiftungsrat gibt dem Schleswig-
Holsteinischen Landtag einen jährlichen 
Bericht über seine Tätigkeit und über die 
Jahresrechnung ab. Dieser Bericht soll 
dem Landtag vor den Haushaltsberatun-
gen vorliegen. 

§ 8 
Die Geschäftsführende Direk-
torin oder der Geschäftsfüh-

rende Direktor 

§ 8 
Die Geschäftsführende Direk-
torin oder der Geschäftsfüh-

rende Direktor 

Die Geschäftsführende Direktorin oder der 
Geschäftsführende Direktor leitet die Stiftung 
und vertritt sie gerichtlich und außergericht-
lich und führt die Beschlüsse des Stiftungsra-
tes aus. Sie oder er hat eine Stellvertreterin 
oder einen Stellvertreter. 

  unverändert 

§ 9 
Wissenschaftlicher Beirat 

§ 9 
Wissenschaftlicher Beirat 

(1) Für die Beratung des Stiftungsrates und 
der Geschäftsführenden Direktorin oder des 
Geschäftsführenden Direktors in wissen-
schaftlichen Fragen wird ein Wissenschaftli-
cher Beirat gebildet. 

 (1) unverändert 

(2) Die Zusammensetzung des wissenschaft-
lichen Beirats wird durch die Satzung gere-
gelt. Die Zusammensetzung des Wissen-
schaftlichen Beirats muss den Anforderun-
gen nach § 6 Abs. 1 Nr. 7 und 8 Rechnung 
tragen. Die Satzung muss die angemessene 
Berücksichtigung von Männern und Frauen 

 (2) Die Zusammensetzung des wissen-
schaftlichen Beirats wird durch die Satzung 
geregelt. Die Zusammensetzung des Wis-
senschaftlichen Beirats muss den Anforde-
rungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 8 und 9 Rech-
nung tragen. Die Satzung muss die ange-
messene Berücksichtigung von Männern 
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gewährleisten. und Frauen gewährleisten. 

§ 10 
Satzung 

§ 10 
Satzung 

Die Satzung regelt die innere Organisation 
der Stiftung. Die Satzung enthält insbeson-
dere Bestimmungen über 

  unverändert 

1. den Namen und den Sitz der Stiftung,   

2. das Nähere über die Aufgaben und das 
Vermögen der Stiftung, 

  

3. das Nähere über die Aufgaben und Be-
fugnisse der Organe, 

  

4. die Zusammensetzung und Aufgaben 
des Wissenschaftlichen Beirats und 

  

5. die Berufung und Abberufung der Mit-
glieder des Stiftungsrates und des Wis-
senschaftlichen Beirats. 

  

§ 11 
Rechnungswesen 

§ 11 
Rechnungswesen 

(1) Abweichend von § 70 Landeshaushalts-
ordnung darf die Stiftung eigene Konten bei 
Geschäftsbanken einrichten. Eine über die 
Landeshaushaltsordnung hinausgehende 
Ermächtigung zur Kreditaufnahme wird mit 
dieser Regelung nicht erteilt. 

 (1) unverändert 

(2) Über alle Einnahmen und Ausgaben so-
wie über das Vermögen und die Verbindlich-
keiten der Stiftung ist innerhalb von sechs 
Monaten nach Ende des Haushaltsjahres 
Rechnung zu legen. 

 (2) unverändert 

(3) Die Jahresrechnung ist, unbeschadet der 
Prüfung durch den Landes- oder Bundes-
rechnungshof, durch Angehörige der Buch 
prüfenden Berufe zu prüfen. 

 (3) unverändert 

(4) Die Jahresrechnung ist über den Stif-
tungsrat der zuständigen Aufsichtsbehörde 
zusammen mit dem Prüfungsbericht und 
dem Tätigkeitsbericht nach § 7 Abs. 3 vorzu-
legen.  

 (4) unverändert 

  (5) Mit Zustimmung der an der Finan-
zierung Beteiligten darf am Ende des 
Haushaltsjahres aus nicht verbrauch-
ten Ausgaben und aus nicht zu-
schussmindernden Mehreinnahmen 
eine Rücklage gebildet werden. Die 
Rücklage muss innerhalb von drei Jah-
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ren aufgelöst werden. 

§ 12 
Aufsicht 

§ 12 
Aufsicht 

Aufsichtsbehörde ist das für die Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung zuständi-
ge Ministerium des Landes Schleswig-
Holstein. 

  unverändert 

§ 13 
Überleitung des Vermögens 

§ 13 
Überleitung des Vermögens 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes geht 
das im Besitz des IPN befindliche Vermögen 
nach Maßgabe der Aufsichtsbehörde in das 
Eigentum der nach §1 Abs. 1 errichteten 
Stiftung über. Das bisher im Eigentum des 
Landes Schleswig-Holstein stehende Grund-
vermögen verbleibt im Eigentum des Landes 
Schleswig-Holstein. Das Grundvermögen 
wird, soweit es für die Erfüllung der Zwecke 
der Stiftung erforderlich ist, der Stiftung un-
entgeltlich zur Verfügung gestellt. 

  unverändert 

(2) Die Rechte und Forderungen des Landes 
Schleswig-Holstein aus der betrieblichen 
Tätigkeit des IPN, die jeweils bis zum Inkraft-
treten dieses Gesetzes entstanden sind, 
werden mit Inkrafttreten des Gesetzes an die 
Stiftung abgetreten. 

  

(3) Die Verpflichtungen des Landes Schles-
wig-Holstein aus der betrieblichen Tätigkeit 
des IPN, die jeweils bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes entstanden sind, werden 
mit Inkrafttreten des Gesetzes von der Stif-
tung übernommen. 

  

§ 14 
Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer 

§ 14 
Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes gehen 
die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der 
beim IPN Beschäftigten auf die Stiftung über. 
Der Übergang ist den Beschäftigten schrift-
lich nach Verkündung dieses Gesetzes mit-
zuteilen. 

 (1) unverändert 

(2) Durch die Errichtung der Stiftung sind 
betriebsbedingte Kündigungen für die nach  
Absatz 1 übergeleiteten Beschäftigten aus-
geschlossen. Die Stiftung übernimmt sämtli-
che gesetzlichen Arbeitgeberrechte und –
pflichten des Landes Schleswig-Holstein. Sie 
sorgt dafür, dass die Rechtsstellung der ü-

 (2) unverändert 
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bergeleiteten Beschäftigten und die von ih-
nen erworbenen Besitzstände infolge der 
Umwandlung nicht eingeschränkt werden. 
Bei Bewerbungen der nach Absatz 1 überge-
leiteten Beschäftigten auf Ausschreibungen 
des Landes Schleswig-Holstein sind diese 
vom Land Schleswig-Holstein als interne 
Bewerberinnen oder interne Bewerber des 
Landes Schleswig-Holstein zu behandeln. 
Das Land Schleswig-Holstein wird beim 
Wechsel der nach Absatz 1 übergeleiteten 
Beschäftigten von der Stiftung zum Land 
Schleswig-Holstein die bei der Stiftung zu-
rückgelegten Beschäftigungszeiten so an-
rechnen, als wären sie beim Land zurückge-
legt worden. 

  (3) Das Land Schleswig-Holstein ist 
verpflichtet, für den Fall der Überfüh-
rung der Stiftung in eine andere Trä-
gerschaft dafür Sorge zu tragen, dass 
die Beschäftigten, die zum Stichtag des 
Übergangs auf die Stiftung beim Land 
beschäftigt waren, von dem neuen Trä-
ger unter Wahrung ihres Besitzstandes 
übernommen werden. Das Land 
Schleswig-Holstein ist außerdem ver-
pflichtet, im Falle einer Überführung 
der Stiftung insgesamt in eine andere 
Trägerschaft ohne Mehrheitsbeteili-
gung des Landes Schleswig-Holstein 
diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf deren Wunsch unter Wahrung der 
bei der Stiftung erreichten Beschäfti-
gungszeit wieder in seinen Diensten zu 
beschäftigen. Das Gleiche gilt für den 
Fall der Auflösung der Stiftung. 

(3) Die Stiftung soll einem ihrer Rechtsform 
sowie ihrem Zweck entsprechenden Arbeit-
geberverband beitreten. Ist dies nicht mög-
lich, wird sie ihre Aufnahme in die Anwender-
liste eines entsprechenden Tarifvertrages 
betreiben. 

 (4) unverändert 

(4) Für die nach Absatz 1 übergeleiteten 
Beschäftigten gelten ab dem Zeitpunkt der 
Errichtung der Stiftung die für das Land 
Schleswig-Holstein maßgeblichen Tarifver-
träge in der jeweils geltenden Fassung wei-
ter. Das Recht der Stiftung, für ihre Beschäf-
tigten Tarifverträge abzuschließen, bleibt 
unberührt. Bis zum Inkrafttreten neuer Tarif-
verträge sind für die von der Stiftung einge-
stellten Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer sowie die zu ihrer Ausbildung Beschäf-
tigten die nach Satz 1 maßgeblichen Tarif-

 (5) unverändert 
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verträge anzuwenden. 

(5) Für die nach Absatz 1 übergeleiteten 
Beschäftigten werden die beim Land 
Schleswig-Holstein in einem Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnis zurückgelegten Zeiten 
einer Beschäftigung so angerechnet, als 
wenn sie bei der Stiftung zurückgelegt wor-
den wären. 

 (6) unverändert 

(6) Zur Sicherung der Ansprüche auf eine 
zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung aller Beschäftigten stellt die Stiftung 
sicher, dass die nach der Satzung der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
für eine Beteiligungsvereinbarung geforder-
ten tatsächlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden und erhalten 
bleiben 

 (7) unverändert 

§ 15 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 

des Personals 

§ 15 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 

des Personals 

(1) Das Land Schleswig-Holstein räumt den 
Beschäftigten der Stiftung im Rahmen der 
vorhandenen Kapazitäten die gleichen Teil-
nahmemöglichkeiten an den Aus- und Fort-
bildungsangeboten des Landes und seinen 
Einrichtungen, insbesondere denen nach 
den Vereinbarungen des § 59 Mitbestim-
mungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG 
Schl.-H.), ein. 

  unverändert 

(2) Solche Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen für Hochschulbedienstete, die über 
den Haushalt des Ministeriums finanziert 
werden, werden auch für die Beschäftigten 
der Stiftung entsprechend finanziert. 

  

§ 16 
Übergangsregelungen 

§ 16 
Übergangsregelungen 

(1) Der erste Stiftungsrat setzt sich zusam-
men aus den Mitgliedern gemäß § 6 Abs.1 
Nr.1 bis 3. Er ist beschlussfähig, wenn diese 
Mitglieder bestellt sind. Er tritt unverzüglich 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zusammen, 
erlässt eine Satzung nach § 10 und beruft 
die Mitglieder des Wissenschaftlichen Bei-
rats mit Wirkung zum 1. Januar 2007. 

  unverändert 

(2) Der erste Stiftungsrat bestellt unverzüg-
lich die Geschäftsführende Direktorin oder 
den Geschäftsführenden Direktor des IPN 
zur Leitung der Stiftung und eine Stellvertre-
terin oder einen Stellvertreter. 
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(3) Bis zur Verabschiedung der Satzung 
nach § 10 kann die Aufsichtsbehörde eine 
vorläufige Satzung erlassen. 

  

(4) Der beim IPN gewählte Personalrat bleibt 
vorbehaltlich der §§ 20 und 21 MBG Schl.-H. 
bis zur konstituierenden Sitzung des neu zu 
wählenden Personalrats, längstens jedoch 
für sechs Monate nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, bestehen. 

  

(5) In der Stiftung gelten für die vom IPN in 
die Stiftung übergeleiteten Beschäftigten und 
für die ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eingestellten Beschäftigten die bis zu diesem 
Zeitpunkt  

  

1. im IPN abgeschlossenen Dienstvereinba-
rungen nach § 57 MBG Schl.-H. und 

  

2. abgeschlossenen und über den 
31. Dezember 2006 hinaus geltenden 
Vereinbarungen nach § 59 MBG Schl.-
H., soweit sie im IPN anzuwenden wa-
ren, 

  

bis zum Abschluss eigener Regelungen fort, 
sofern sie nicht durch Fristablauf oder durch 
Kündigung außer Kraft treten, längstens 
jedoch für fünfzehn Monate nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes. 

  

(6) Die im IPN bestellte Gleichstellungsbe-
auftragte und die gewählte Schwerbehinder-
tenvertretung bleiben über den 
31. Dezember 2006 hinaus bis zur Neube-
stellung oder Neuwahl im Amt. Die Gleich-
stellungsbeauftragte der Stiftung ist unver-
züglich, spätestens bis zum Ablauf von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zu bestellen. Die Schwerbehindertenvertre-
tung ist bis zum Ablauf von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes neu zu 
wählen. 

  

§ 17 
Inkrafttreten 

§ 17 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 am 1. Januar 2007 in Kraft. 

  unverändert 

(2) Die §§ 6 bis 10 und 16 Abs. 1 bis 3 treten 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

  

(3) Die zeitlichen Befristungen nach Monaten 
in § 16 Abs. 4 bis 6 gelten ab dem Tag der 
Verkündung des Gesetzes, frühestens je-
doch ab 1. Januar 2007. 
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Gesetz über die Errichtung der Stiftung „Institut für Weltwirtschaft“ 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/864 

 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Gesetz über die Errichtung der 
Stiftung „Institut für Weltwirt-

schaft“ 

Gesetz über die Errichtung 
der Stiftung „Institut für 

Weltwirtschaft“ 

§ 1 
Errichtung 

§ 1 
Errichtung 

(1) Unter dem Namen „Institut für Weltwirt-
schaft" (Stiftung) wird eine rechtsfähige Stif-
tung des öffentlichen Rechts errichtet. Die 
nach § 10 zu erlassende Satzung soll 
bestimmen, dass die Stiftung den Status 
einer angegliederten Einrichtung der Christi-
an-Albrechts-Universität zu Kiel (An-Institut) 
im Sinne des § 117 Abs. 1 des Hochschul-
gesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 4. Mai 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 
416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
Dezember 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 477) 
erhält. 

  unverändert 

(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Kiel. Sie 
führt das Landessiegel. 

  

(3) Mit der Errichtung der Stiftung wird das 
Institut für Weltwirtschaft an der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel (IfW) als nicht 
rechtsfähige Anstalt des Landes Schleswig-
Holstein aufgehoben. 

  

§ 2 
Zweck 

§ 2 
Zweck 

(1) Die Stiftung widmet sich der international 
ausgerichteten Forschung zu gesellschaftlich 
drängenden Problemen der Weltwirtschaft. 
Sie leistet Beiträge zur wirtschaftspolitischen 
Diskussion und Beratung in weltwirtschaftli-
chen Fragestellungen, zur Ausbildung von 
Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nach-
wuchswissenschaftlern sowie zur Wissens-
vermittlung in der interessierten Öffentlich-

 (1) Die Stiftung widmet sich der international 
ausgerichteten Forschung zu gesellschaft-
lich drängenden Problemen der Weltwirt-
schaft. Sie leistet Beiträge zur wirtschaftspo-
litischen Diskussion und Beratung in welt-
wirtschaftlichen Fragestellungen, zur Aus- 
und Weiterbildung von Nachwuchswissen-
schaftlerinnen und Nachwuchswissenschaft-
lern sowie zur Wissensvermittlung in der 
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keit. interessierten Öffentlichkeit. 

(2) Zur Erlangung und Nutzbarmachung der 
Ergebnisse ihrer Arbeit in Wissenschaft, Be-
ratung und Ausbildung unterhält die Stiftung 
weltweit Beziehungen zu Universitäten, ins-
besondere zur Christian-Albrechts-Universi-
tät zu Kiel (CAU), zu anderen Einrichtungen 
der Wissenschaftsgemeinschaft im In- und 
Ausland, zu Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern, zur privaten Wirtschaft und zu 
nationalen und internationalen Institutionen. 
Die Forschungsergebnisse des Instituts sol-
len veröffentlicht werden. 

 (2) Zur Erlangung und Nutzbarmachung der 
Ergebnisse ihrer Arbeit in Wissenschaft, 
Beratung und Ausbildung unterhält die Stif-
tung weltweit Beziehungen zu und geht 
Kooperationen ein mit Universitäten, ins-
besondere zur Christian-Albrechts-Universi-
tät zu Kiel (CAU), zu anderen Einrichtungen 
der Wissenschaftsgemeinschaft im In- und 
Ausland, zu Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern, zur privaten Wirtschaft und zu 
nationalen und internationalen Institutionen. 
Die Forschungsergebnisse des Instituts sol-
len veröffentlicht werden. 

(3) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" 
der Abgabenordnung 

 (3) unverändert 

§ 3 
Stiftungsvermögen 

§ 3 
Stiftungsvermögen 

(1) Das Stiftungsvermögen setzt sich aus 
dem nach § 13 überführten Vermögen des 
IfW, mit Ausnahme des Vermögens der Ab-
teilung Deutsche Zentralbibliothek für Wirt-
schaftswissenschaften (ZBW), zusammen. 
Dabei kann es sich auch um Sachvermögen 
handeln. 

  unverändert 

(2) Zum Stiftungsvermögen gehören außer-
dem die Erträge des Stiftungsvermögens, 
Zuwendungen und sonstige Einnahmen, 
soweit diese weder nach § 4 zur Erfüllung 
der Stiftungsaufgaben benötigt werden noch 
anderweitig zweckgebunden sind. 

  

(3)  Sämtliche Bauaufgaben für die Stiftung 
werden von der Gebäudemanagement 
Schleswig-Holstein (GMSH) erfüllt, sofern 
nicht vom Finanzministerium im Einverneh-
men mit dem für die Förderung der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschung zu-
ständigen Ministerium oder durch Gesetz 
Abweichendes bestimmt wird. Die GMSH 
nimmt diese Aufgabe als eigene Aufgabe 
des Landes wahr.  

  

§ 4 
Finanzierung 

§ 4 
Finanzierung 

Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus   unverändert 

1. den jährlichen Zuwendungen des Bun-
des, der Länder, des Landes Schleswig-
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Holstein, 

2. sonstigen Einnahmen,    

3. Zuwendungen von Dritten und   

4. den Erträgen des Stiftungsvermögens.    

§ 5 
Organe 

§ 5 
Organe 

Organe der Stiftung sind:   unverändert 

1. der Stiftungsrat,   

2. die Präsidentin oder der Präsident.   

§ 6 
Der Stiftungsrat 

§ 6 
Der Stiftungsrat 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mit-
gliedern mit Stimmrecht: 

 (1) Der Stiftungsrat besteht aus acht Mit-
gliedern mit Stimmrecht: 

1. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für die Förderung der wirtschaftswis-
senschaftlichen Forschung zuständigen 
Ministeriums des Landes Schleswig-
Holstein (Ministerium) als Vorsitzende 
oder Vorsitzender,  

 1.  unverändert 

2. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für Wirtschaftspolitik zuständigen Mi-
nisteriums des Landes Schleswig-
Holstein, 

 2.  unverändert 

3. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für die Förderung der wirtschaftswis-
senschaftlichen Forschung zuständigen 
Ministeriums des Bundes (Bundesminis-
terium), 

 2.  unverändert 

4. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für Finanzen zuständigen Ministeri-
ums des Bundes,  

 4.  unverändert 

5. der Rektorin oder dem Rektor der Chris-
tian-Albrechts-Universität zu Kiel, 

 5. einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter des Rektorates der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel, 

  6. einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter des Dekanates der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel, 

6. der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Wissenschaftlichen Beirats oder ihrer 
oder seiner Vertreterin oder ihrem oder 
seinem Vertreter, 

 7.  unverändert 
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7. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
einer privaten Forschungsstiftung, die im 
Bereich der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften tätig ist. Sie oder er wird auf 
Vorschlag der Stiftung vom Ministerium 
im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium berufen. 

 8.  unverändert 

(2) Dem Stiftungsrat gehören mit beratender 
Stimme an: 

 (2) Dem Stiftungsrat gehören mit beratender 
Stimme an: 

1. die Direktorin oder der Direktor der Stif-
tung Deutsche Zentralbibliothek für Wirt-
schaftswissenschaften – Leibniz-
Informationszentrum Wirtschaft; in Ange-
legenheiten, die Auswirkungen auf die 
Belange der Stiftung Deutsche Zentral-
bibliothek für Wirtschaftswissenschaften - 
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
haben, hat sie oder er ein Antragsrecht; 

 1.  unverändert 

2. zwei Personen, die auf Vorschlag des 
Personalrats vom Stiftungsrat berufen 
werden; in Angelegenheiten, die Auswir-
kungen auf die Belange des Personals 
haben, hat jede ein Antragsrecht; 

 2.  unverändert 

3. die Gleichstellungsbeauftragte; in Ange-
legenheiten, die Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
haben können, hat sie ein Antragsrecht. 

 3. die Gleichstellungsbeauftragte; in Ange-
legenheiten, die Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
haben, hat sie ein Antragsrecht. 

(3) Die Mitglieder des Stiftungsrates üben ihr 
Amt ehrenamtlich aus. 

 (3) unverändert 

(4) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn 
mit der oder dem Vorsitzenden mindestens 
vier Mitglieder nach Absatz 1 bei der Be-
schlussfassung anwesend sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden. Beschlüsse zum 
Erlass der Satzung sowie zu ihrer Änderung 
bedürfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
der des Stiftungsrates. Stimmenthaltungen 
bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit un-
berücksichtigt. 

 (4) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn 
mit der oder dem Vorsitzenden mindestens 
fünf Mitglieder nach Absatz 1 bei der Be-
schlussfassung anwesend sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden. Beschlüsse zum 
Erlass der Satzung sowie zu ihrer Änderung 
bedürfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
der des Stiftungsrates. Stimmenthaltungen 
bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit un-
berücksichtigt. 

(5) Der Stiftungsrat tritt mindestens einmal 
im Kalenderjahr zusammen. 

 (5) unverändert 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

(1) Der Stiftungsrat beschließt über alle An-
gelegenheiten, die für die Stiftung von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Hierzu ge-
hören insbesondere der Erlass und die Än-
derung der Satzung, die Bestellung der Prä-
sidentin oder des Präsidenten und der Vize-

 (1) unverändert 
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präsidentin oder des Vizepräsidenten, die 
Genehmigung des Haushalts und der Jah-
resrechnung, die Entlastung, sonstige Fra-
gen mit erheblichen finanziellen Auswirkun-
gen oder von forschungs- und wissen-
schaftspolitischer Bedeutung. Der Stiftungs-
rat kann weitere Aufgaben nach den Be-
stimmungen der Satzung wahrnehmen. 

(2) Beschlüsse zum Haushalt der Stiftung 
und zur Bestellung der Präsidentin oder des 
Präsidenten und der Vizepräsidentin oder 
des Vizepräsidenten können nicht ohne oder 
gegen die Stimmen der Vertreterinnen oder 
Vertreter des Ministeriums oder des Bun-
desministeriums gefasst werden. 

 (2) unverändert 

(3) Der Stiftungsrat legt im Abstand von zwei 
Jahren der Aufsichtsbehörde einen Bericht 
über die Tätigkeit der Stiftung und ihrer Ein-
richtungen vor. Die Aufsichtsbehörde kann 
jederzeit einen Zwischenbericht anfordern. 

 (3) unverändert 

  (4) Der Stiftungsrat gibt dem Schles-
wig-Holsteinischen Landtag einen jähr-
lichen Bericht über seine Tätigkeit und 
über die Jahresrechnung ab. Dieser 
Bericht soll dem Landtag vor den 
Haushaltsberatungen vorliegen. 

§ 8 
Die Präsidentin oder der Prä-

sident 

§ 8 
Die Präsidentin oder der Prä-

sident 

Die Präsidentin oder der Präsident leitet die 
Stiftung, vertritt sie gerichtlich und außerge-
richtlich und führt die Beschlüsse des Stif-
tungsrates aus. Sie oder er hat eine Stell-
vertreterin (Vizepräsidentin) oder einen Stell-
vertreter (Vizepräsident). 

  unverändert 

§ 9 
Wissenschaftlicher Beirat 

§ 9 
Wissenschaftlicher Beirat 

(1) Für die Beratung des Stiftungsrates und 
der Präsidentin oder des Präsidenten in wis-
senschaftlichen und wirtschaftlichen Fragen 
wird ein Wissenschaftlicher Beirat gebildet. 

  unverändert 

(2) Die Zusammensetzung des Wissen-
schaftlichen Beirats wird durch die Satzung 
geregelt. Die Satzung muss die angemesse-
ne Berücksichtigung von Männern und Frau-
en gewährleisten. 
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§ 10 
Satzung 

§ 10 
Satzung 

Die Satzung regelt die innere Organisation 
der Stiftung. Die Satzung enthält insbeson-
dere Bestimmungen über 

  unverändert 

1. den Namen und den Sitz der Stiftung,   

2. das Nähere über die Aufgaben und das 
Vermögen der Stiftung, 

  

3. das Nähere über die Aufgaben und Be-
fugnisse der Organe, 

  

4. die Zusammensetzung und Aufgaben 
des Wissenschaftlichen Beirats und 

  

5. die Berufung und Abberufung der Mit-
glieder des Stiftungsrates und des Wis-
senschaftlichen Beirats. 

  

§ 11 
Rechnungswesen 

§ 11 
Rechnungswesen 

(1) Abweichend von § 70 Landeshaushalts-
ordnung darf die Stiftung eigene Konten bei 
Geschäftsbanken einrichten. Eine über die 
Landeshaushaltsordnung hinausgehende 
Ermächtigung zur Kreditaufnahme wird mit 
dieser Regelung nicht erteilt. 

 (1) unverändert 

(2) Über alle Einnahmen und Ausgaben so-
wie über das Vermögen und die Verbindlich-
keiten der Stiftung ist innerhalb von sechs 
Monaten nach Ende des Haushaltsjahres 
Rechnung zu legen. 

 (2) unverändert 

(3) Die Jahresrechnung ist, unbeschadet der 
Prüfung durch den Landes- oder Bundes-
rechnungshof, durch Angehörige der Buch 
prüfenden Berufe zu prüfen. 

 (3) unverändert 

(4) Die Jahresrechnung ist über den Stif-
tungsrat der zuständigen Aufsichtsbehörde 
zusammen mit dem Prüfungsbericht und 
dem Tätigkeitsbericht nach § 7 Abs. 3 vorzu-
legen.  

 (4) unverändert 

  (5) Mit Zustimmung der an der Finan-
zierung Beteiligten darf am Ende des 
Haushaltsjahres aus nicht verbrauch-
ten Ausgaben und aus nicht zu-
schussmindernden Mehreinnahmen 
eine Rücklage gebildet werden. Die 
Rücklage muss innerhalb von drei Jah-
ren aufgelöst werden. 
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§ 12 
Aufsicht 

§ 12 
Aufsicht 

Aufsichtsbehörde ist das für die Förderung 
der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung 
zuständige Ministerium des Landes Schles-
wig-Holstein. 

  unverändert 

§ 13 
Überleitung des Vermögens 

§ 13 
Überleitung des Vermögens 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes geht 
das im Besitz des IfW befindliche Vermögen 
mit Ausnahme des der Abteilung ZBW zuzu-
rechnenden Vermögens nach Maßgabe der 
Aufsichtsbehörde in das Eigentum der nach 
§ 1 Abs. 1 errichteten Stiftung über. Das 
bisher im Eigentum des Landes Schleswig-
Holstein stehende Grundvermögen verbleibt 
im Eigentum des Landes Schleswig-Holstein. 
Das Grundvermögen wird, soweit es für die 
Erfüllung der Zwecke der Stiftung erforder-
lich ist, der Stiftung unentgeltlich zur Verfü-
gung gestellt. 

  unverändert 

(2) Die Rechte und Forderungen des Landes 
Schleswig-Holstein aus der betrieblichen 
Tätigkeit des IfW, mit Ausnahme der der 
Abteilung ZBW zuzurechnenden Rechte und 
Forderung, die jeweils bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes entstanden sind, werden 
mit Inkrafttreten des Gesetzes an die Stiftung 
abgetreten. 

  

(3) Die Verpflichtungen des Landes Schles-
wig-Holstein aus der betrieblichen Tätigkeit 
des IfW, mit Ausnahme der der Abteilung 
ZBW zuzurechnenden Verpflichtungen, die 
jeweils bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
entstanden sind, werden mit Inkrafttreten des 
Gesetzes von der Stiftung übernommen. 

  

§ 14 
Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer 

§ 14 
Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes gehen 
die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der 
beim IfW Beschäftigten mit Ausnahme der 
bei der ZBW Beschäftigten auf die Stiftung 
über. Der Übergang ist den Beschäftigten 
schriftlich nach Verkündung dieses Gesetzes 
mitzuteilen. 

 (1) unverändert 

(2) Durch die Errichtung der Stiftung sind 
betriebsbedingte Kündigungen für die nach 
Absatz 1 übergeleiteten Beschäftigten aus-

 (2) unverändert 
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geschlossen. Die Stiftung übernimmt sämtli-
che gesetzlichen Arbeitgeberrechte und –
pflichten des Landes Schleswig-Holstein. Sie 
sorgt dafür, dass die Rechtsstellung der 
nach Absatz 1 übergeleiteten Beschäftigten 
und die von ihnen erworbenen Besitzstände 
infolge der Umwandlung nicht eingeschränkt 
werden. Bei Bewerbungen der nach Absatz 
1 übergeleiteten Beschäftigten auf Aus-
schreibungen des Landes Schleswig-
Holstein sind diese vom Land Schleswig-
Holstein als interne Bewerberin oder interner 
Bewerber des Landes Schleswig-Holstein zu 
behandeln. Das Land Schleswig-Holstein 
wird beim Wechsel der Beschäftigten von 
der Stiftung zum Land Schleswig-Holstein 
die bei der Stiftung zurückgelegten Beschäf-
tigungszeiten so anrechnen, als wären sie 
beim Land zurückgelegt worden. 

  (3) Das Land Schleswig-Holstein ist 
verpflichtet, für den Fall der Überfüh-
rung der Stiftung in eine andere Trä-
gerschaft dafür Sorge zu tragen, dass 
die Beschäftigten, die zum Stichtag des 
Übergangs auf die Stiftung beim Land 
beschäftigt waren, von dem neuen Trä-
ger unter Wahrung ihres Besitzstandes 
übernommen werden. Das Land 
Schleswig-Holstein ist außerdem ver-
pflichtet, im Falle einer Überführung 
der Stiftung insgesamt in eine andere 
Trägerschaft ohne Mehrheitsbeteili-
gung des Landes Schleswig-Holstein 
diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf deren Wunsch unter Wahrung der 
bei der Stiftung erreichten Beschäfti-
gungszeit wieder in seinen Diensten zu 
beschäftigen. Das Gleiche gilt für den 
Fall der Auflösung der Stiftung. 

(3) Die Stiftung soll einem ihrer Rechtsform 
sowie ihrem Zweck entsprechenden Arbeit-
geberverband beitreten. Ist dies nicht mög-
lich, wird sie ihre Aufnahme in die Anwender-
liste eines entsprechenden Tarifvertrages 
betreiben.  

 (4) unverändert 

(4) Für die nach Absatz 1 übergeleiteten 
Beschäftigten gelten ab dem Zeitpunkt der 
Errichtung der Stiftung die für das Land 
Schleswig-Holstein maßgeblichen Tarifver-
träge in der jeweils geltenden Fassung wei-
ter. Das Recht der Stiftung, für ihre Beschäf-
tigten Tarifverträge abzuschließen, bleibt 
unberührt. Bis zum Inkrafttreten neuer Tarif-
verträge sind für die von der Stiftung einge-

 (5) unverändert 
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stellten Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer sowie die zu ihrer Ausbildung Beschäf-
tigten die nach Satz 1 maßgeblichen Tarif-
verträge anzuwenden. 

(5) Für die nach Absatz 1 übergeleiteten 
Beschäftigten werden die beim Land 
Schleswig-Holstein in einem Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnis zurückgelegten Zeiten 
einer Beschäftigung so angerechnet, als 
wenn sie bei der Stiftung zurückgelegt wor-
den wären. 

 (6) unverändert 

(6) Zur Sicherung der Ansprüche auf eine 
zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung aller Beschäftigten stellt die Stiftung 
sicher, dass die nach der Satzung der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
für eine Beteiligungsvereinbarung geforder-
ten tatsächlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden und erhalten 
bleiben. 

 (7) unverändert 

§ 15 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 

des Personals 

§ 15 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 

des Personals 

(1) Das Land Schleswig-Holstein wird den 
Beschäftigten der Stiftung im Rahmen der 
vorhandenen Kapazitäten die gleichen Teil-
nahmemöglichkeiten an den Aus- und Fort-
bildungsangeboten des Landes und seiner 
Einrichtungen, insbesondere denen nach 
den Vereinbarungen des § 59 Mitbestim-
mungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG 
Schl.-H.), einräumen. 

  unverändert 

(2) Solche Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen für Hochschulbedienstete, die über 
den Haushalt des Ministeriums finanziert 
werden, werden auch für die Beschäftigten 
der Stiftung entsprechend finanziert. 

  

§ 16 
Übergangsregelungen 

§ 16 
Übergangsregelungen 

(1) Der erste Stiftungsrat setzt sich zusam-
men aus den Mitgliedern gemäß § 6 Abs.1 
Nr.1 bis 5. Er ist beschlussfähig, wenn diese 
Mitglieder bestellt sind. Er tritt unverzüglich 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zusammen, 
erlässt eine Satzung nach § 10 und beruft 
die Mitglieder des Wissenschaftlichen Bei-
rats mit Wirkung zum 1. Januar 2007. 

  unverändert 

(2) Der erste Stiftungsrat bestellt unverzüg-
lich die Präsidentin oder den Präsidenten 
des IfW zur Leitung der Stiftung und die Vi-
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zepräsidentin oder den Vizepräsidenten.  

(3) Bis zur Verabschiedung der Satzung 
nach § 10 kann die Aufsichtsbehörde eine 
vorläufige Satzung erlassen. 

  

(4) Die beim IfW gewählten Mitglieder des 
Personalrats, die in die Stiftung übergegan-
gen sind, bilden vorbehaltlich der §§ 20 und 
21 MBG Schl.-H. bis zur konstituierenden 
Sitzung des neu zu wählenden Personalrats, 
längstens jedoch für sechs Monate nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, übergangs-
weise den Personalrat der Stiftung. 

  

(5) In der Stiftung gelten für die vom IfW in 
die Stiftung übergeleiteten Beschäftigten und 
für die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes ein-
gestellten Beschäftigten die zu diesem Zeit-
punkt 

  

1. im IfW abgeschlossenen Dienstvereinba-
rungen nach § 57 MBG Schl.-H. und  

  

2. abgeschlossenen und über den 
31. Dezember 2006 hinaus geltenden 
Vereinbarungen nach § 59 MBG Schl.-
H., soweit sie im IfW anzuwenden waren,  

  

bis zum Abschluss eigener Regelungen fort, 
sofern sie nicht durch Fristablauf oder Kün-
digung außer Kraft treten, längstens jedoch 
für fünfzehn Monate nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes.  

  

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte der Stif-
tung ist unverzüglich, spätestens bis zum 
Ablauf von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu bestellen. Eine Schwer-
behindertenvertretung ist unverzüglich, spä-
testen bis zum Ablauf von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes neu zu 
wählen. Bis dahin werden die jeweiligen Auf-
gaben von der vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes für die Beschäftigten des IfW bestell-
ten Gleichstellungsbeauftragten und gewähl-
ten Schwerbehindertenvertretung wahrge-
nommen. 

  

§ 17 
Inkrafttreten 

§ 17 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 am 1. Januar 2007 in Kraft. 

 unverändert 

(2) Die §§ 6 bis 10 und § 16 Abs. 1 bis 3 
treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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(3) Die zeitlichen Befristungen nach Monaten 
in § 16 Abs. 4 bis 6 gelten ab dem Tag der 
Verkündung des Gesetzes, frühestens je-
doch ab 1. Januar 2007. 
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Gesetz über die Errichtung der Stiftung „Deutsche Zentralbibliothek für Wirt-
schaftswissenschaften – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft„ 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/865 

 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Gesetz über die Errichtung der 
Stiftung „Deutsche Zentralbib-
liothek für Wirtschaftswissen-

schaften - Leibniz-
Informationszentrum Wirt-

schaft“ 

Gesetz über die Errichtung 
der Stiftung „Deutsche Zent-
ralbibliothek für Wirtschafts-

wissenschaften - Leibniz-
Informationszentrum Wirt-

schaft“ 

§ 1 
Errichtung 

§ 1 
Errichtung 

(1) Unter dem Namen „Deutsche Zentralbib-
liothek für Wirtschaftswissenschaften - Leib-
niz-Informationszentrum Wirtschaft“ - ZBW- 
(Stiftung) wird eine rechtsfähige Stiftung des 
öffentlichen Rechts errichtet.  

  unverändert 

(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Kiel. Sie 
führt das Landessiegel. 

  

§ 2 
Zweck der Stiftung 

§ 2 
Zweck der Stiftung 

(1) Die Stiftung sammelt und erschließt 
weltweit erscheinende wirtschaftswissen-
schaftliche Literatur. Sie bietet umfassende 
Serviceleistungen an, die eine effiziente und 
effektive Nutzung wirtschaftswissenschaftli-
cher Fachinformationen für Forschung und 
Lehre ermöglichen. Sie ist eine nutzerorien-
tierte Bibliothek, die modernen und innovati-
ven Anforderungen der Informationsvermitt-
lung verpflichtet ist. 

 (1) unverändert 

(2) Zur Erlangung und Nutzbarmachung ihrer 
Serviceleistungen für Wissenschaft, Wirt-
schaft, Politik und Verwaltung unterhält die 
Stiftung enge Beziehungen zu wissenschaft-
lichen Institutionen, insbesondere zur Chris-
tian-Albrechts-Universität zu Kiel, zu Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern des 
In- und Auslandes, zur Wirtschaftspraxis und 
zu nationalen und internationalen Einrichtun-

 (2) Zur Erlangung und Nutzbarmachung 
ihrer Serviceleistungen für Wissenschaft, 
Wirtschaft, Politik und Verwaltung sowie 
Aus- und Weiterbildung unterhält die Stif-
tung enge Beziehungen zu und geht Ko-
operationen ein mit wissenschaftlichen 
Institutionen, insbesondere zur Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel, zu Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern des In- 
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gen der wirtschaftswissenschaftlichen For-
schung und Informationsvermittlung. Die 
Stiftung kann weitere im Zusammenhang mit 
der wirtschaftswissenschaftlichen Informati-
onsversorgung stehende Aufgaben über-
nehmen. 

und Auslandes, zur Wirtschaftspraxis und zu 
nationalen und internationalen Einrichtungen 
der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung 
und Informationsvermittlung. Die Stiftung 
kann weitere im Zusammenhang mit der 
wirtschaftswissenschaftlichen Informations-
versorgung stehende Aufgaben überneh-
men. 

(3) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" 
der Abgabenordnung. 

 (3) unverändert 

§ 3 
Stiftungsvermögen 

§ 3 
Stiftungsvermögen 

(1) Das Stiftungsvermögen setzt sich aus 
dem nach § 13 überführten Vermögen der 
Deutschen Zentralbibliothek für Wirtschafts-
wissenschaften als Abteilung des Instituts für 
Weltwirtschaft zusammen. Dabei kann es 
sich auch um Sachvermögen handeln. 

  unverändert 

(2) Zum Stiftungsvermögen gehören außer-
dem die Erträge des Stiftungsvermögens, 
Zuwendungen und sonstige Einnahmen, 
soweit diese weder nach § 4 zur Erfüllung 
der Stiftungsaufgaben benötigt werden noch 
anderweitig zweckgebunden sind. 

  

(3) Sämtliche Bauaufgaben für die Stiftung 
werden von der Gebäudemanagement 
Schleswig-Holstein (GMSH) erfüllt, sofern 
nicht vom Finanzministerium im Einverneh-
men mit dem für die Förderung der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschung zu-
ständigen Ministerium oder durch Gesetz 
Abweichendes bestimmt wird. Die GMSH 
nimmt diese Aufgabe als eigene Aufgabe 
des Landes wahr.  

  

§ 4 
Finanzierung 

§ 4 
Finanzierung 

Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus   unverändert 

1. den jährlichen Zuwendungen des Bun-
des, der Länder und des Landes Schles-
wig-Holstein,  

  

2. sonstigen Einnahmen,    

3. Zuwendungen von Dritten und   

4. den Erträgen des Stiftungsvermögens.    
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§ 5 
Organe 

§ 5 
Organe 

Organe der Stiftung sind:    unverändert 

1. der Stiftungsrat,    

2. die Direktorin oder der Direktor.   

§ 6 
Der Stiftungsrat 

§ 6 
Der Stiftungsrat 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus acht Mitglie-
dern mit Stimmrecht: 

 (1) Der Stiftungsrat besteht aus neun Mit-
gliedern mit Stimmrecht: 

1. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für die Förderung der wirtschaftswis-
senschaftlichen Forschung zuständigen 
Ministeriums des Landes Schleswig-
Holstein (Ministerium) als Vorsitzende 
oder Vorsitzender,  

 1.  unverändert 

2. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
des für die Förderung der wirtschaftswis-
senschaftlichen Forschung zuständigen 
Ministeriums des Bundes (Bundesminis-
terium), 

 2.  unverändert 

3. einer weiteren Vertreterin oder einem 
weiteren Vertreter des Bundes, 

 3.  unverändert 

4. der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
des Beirats, 

 4.  unverändert 

5. einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 

 5. einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter des Rektorates der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel, 

  6. einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter des Dekanates der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel, 

6. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
eines führenden Wirtschaftsforschungs-
instituts, 

 7.  unverändert 

7. einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
Informationswissenschaften an einer 
Hochschule,  

 8.  unverändert  

8. einer Vertreterin oder einem Vertreter 
aus dem Bereich der außeruniversitären 
Einrichtungen, die Informationsvermitt-
lung betreiben. 

 9.  unverändert 

(2) Die Mitglieder des Stiftungsrates nach 
Absatz 1 Nr. 5 bis 8 werden auf Vorschlag 

 (2) Die Mitglieder des Stiftungsrates nach 
Absatz 1 Nr. 6 bis 9 werden auf Vorschlag 
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der Stiftung im Einvernehmen mit dem zu-
ständigen Bundesministerium vom Ministeri-
um bestellt.  

der Stiftung im Einvernehmen mit dem zu-
ständigen Bundesministerium vom Ministeri-
um bestellt.  

(3) Dem Stiftungsrat gehören mit beratender 
Stimme an: 

 (3) Dem Stiftungsrat gehören mit beratender 
Stimme an: 

1. Die Präsidentin oder der Präsident der 
Stiftung „Institut für Weltwirtschaft“ (IfW); 
in Angelegenheiten, die Auswirkungen 
auf die Stiftung IfW haben, hat sie oder 
er ein Antragsrecht, 

 1.  unverändert 

2. zwei Personen, die auf Vorschlag des 
Personalrats vom Stiftungsrat berufen 
werden; in Angelegenheiten, die Auswir-
kungen auf die Belange des Personals 
haben, hat jede ein Antragsrecht; 

 2.  unverändert 

3. die Gleichstellungsbeauftragte; in Ange-
legenheiten, die Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
haben können, hat sie ein Antragsrecht. 

 3. die Gleichstellungsbeauftragte; in Ange-
legenheiten, die Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
haben, hat sie ein Antragsrecht. 

(4) Die Mitglieder des Stiftungsrates üben ihr 
Amt ehrenamtlich aus. 

 (4) unverändert 

(5) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn 
mit der oder dem Vorsitzenden mindestens 
vier Mitglieder nach Absatz 1 bei der Be-
schlussfassung anwesend sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden. Beschlüsse zum 
Erlass der Satzung sowie zu ihrer Änderung 
bedürfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
der des Stiftungsrates. Stimmenthaltungen 
bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit un-
berücksichtigt. 

 (5) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn 
mit der oder dem Vorsitzenden mindestens 
fünf Mitglieder nach Absatz 1 bei der Be-
schlussfassung anwesend sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden. Beschlüsse zum 
Erlass der Satzung sowie zu ihrer Änderung 
bedürfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
der des Stiftungsrates. Stimmenthaltungen 
bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit un-
berücksichtigt. 

(6) Der Stiftungsrat tritt mindestens einmal 
im Kalenderjahr zusammen. 

 (6) unverändert 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

und Beschlussverfahren 

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrates 

und Beschlussverfahren 

(1) Der Stiftungsrat beschließt über alle An-
gelegenheiten, die für die Stiftung von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Hierzu ge-
hören insbesondere der Erlass und die Än-
derung der Satzung, die Bestellung der Di-
rektorin oder des Direktors und der Stell-
vertreterin oder des Stellvertreters, die Ge-
nehmigung des Haushalts und der Jahres-
rechnung, die Entlastung der Direktorin oder 
des Direktors und sonstige Fragen mit er-
heblichen finanziellen Auswirkungen. Der 
Stiftungsrat kann weitere Aufgaben nach den 

 (1) unverändert 
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Bestimmungen der Satzung wahrnehmen. 

(2) Beschlüsse zum Haushalt der Stiftung 
und zur Bestellung der Direktorin oder des 
Direktors und der Stellvertreterin oder des 
Stellvertreters können nicht ohne oder gegen 
die Stimme der Vertreterin oder des Vertre-
ters des Ministeriums und der Vertreterinnen 
oder der Vertreter des Bundes gefasst wer-
den. 

 (2) unverändert 

(3) Der Stiftungsrat legt im Abstand von zwei 
Jahren der Aufsichtsbehörde einen Bericht 
über die Tätigkeit der Stiftung und ihrer Ein-
richtungen vor. Die Aufsichtsbehörde kann 
jederzeit einen Zwischenbericht anfordern. 

 (3) unverändert 

  (4) Der Stiftungsrat gibt dem Schles-
wig-Holsteinischen Landtag einen jähr-
lichen Bericht über seine Tätigkeit und 
über die Jahresrechnung ab. Dieser 
Bericht soll dem Landtag vor den 
Haushaltsberatungen vorliegen. 

§ 8 
Die Direktorin oder der Direk-

tor 

§ 8 
Die Direktorin oder der Direk-

tor 

Die Direktorin oder der Direktor leitet die 
Stiftung und vertritt sie gerichtlich und au-
ßergerichtlich und führt die Beschlüsse des 
Stiftungsrates aus. Sie oder er hat eine Stell-
vertreterin oder einen Stellvertreter.  

  unverändert 

§ 9 
Beirat 

§ 9 
Beirat 

(1) Für die Beratung in Angelegenheiten der 
Serviceaufgaben der Stiftung  wird ein Beirat 
errichtet, der zugleich die Interessen der 
Nutzerinnen und Nutzer bei der Planung und 
Durchführung des Serviceprogramms vertritt. 
Er berät die Organe in grundlegenden fachli-
chen und fachübergreifenden Fragen und 
bewertet regelmäßig die Qualität und Nut-
zerorientierung des Serviceangebots und 
berichtet darüber den Organen. 

  unverändert 

(2) Die Zusammensetzung des Beirats wird 
durch die Satzung geregelt. Die Satzung 
muss die angemessene Berücksichtigung 
von Männern und Frauen gewährleisten. 
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§ 10 
Satzung 

§ 10 
Satzung 

Die Satzung regelt die innere Organisation 
der Stiftung. Die Satzung enthält insbeson-
dere Bestimmungen über  

  unverändert 

1. den Namen und den Sitz der Stiftung,   

2. das Nähere über die Aufgaben und das 
Vermögen der Stiftung, 

  

3. das Nähere über die Aufgaben und Be-
fugnisse der Organe, 

  

4. die Zusammensetzung und Aufgaben 
des Beirats und 

  

5. die Berufung und Abberufung der Mit-
glieder des Stiftungsrates und des Bei-
rats. 

  

§ 11 
Rechnungswesen 

§ 11 
Rechnungswesen 

(1) Abweichend von § 70 Landeshaushalts-
ordnung darf die Stiftung eigene Konten bei 
Geschäftsbanken einrichten. Eine über die 
Landeshaushaltsordnung hinausgehende 
Ermächtigung zur Kreditaufnahme wird mit 
dieser Regelung nicht erteilt. 

 (1) unverändert 

(2) Über alle Einnahmen und Ausgaben so-
wie über das Vermögen und die Verbindlich-
keiten der Stiftung ist innerhalb von sechs 
Monaten nach Ende des Haushaltsjahres 
Rechnung zu legen. 

 (2) unverändert 

(3) Die Jahresrechnung ist, unbeschadet der 
Prüfung durch den Landes- oder Bundes-
rechnungshof, durch Angehörige der Buch 
prüfenden Berufe zu prüfen. 

 (3) unverändert 

(4) Die Jahresrechnung ist über den Stif-
tungsrat der zuständigen Aufsichtsbehörde 
zusammen mit dem Prüfungsbericht und 
dem Tätigkeitsbericht nach § 7 Abs. 3 vorzu-
legen. 

 (4) unverändert 

  (5) Mit Zustimmung der an der Finan-
zierung Beteiligten darf am Ende des 
Haushaltsjahres aus nicht verbrauch-
ten Ausgaben und aus nicht zu-
schussmindernden Mehreinnahmen 
eine Rücklage gebildet werden. Die 
Rücklage muss innerhalb von drei Jah-
ren aufgelöst werden. 
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§ 12 
Aufsicht 

§ 12 
Aufsicht 

Aufsichtsbehörde ist das für die Förderung 
der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung 
zuständige Ministerium des Landes Schles-
wig-Holstein.  

  unverändert 

§ 13 
Überleitung des Vermögens 

§ 13 
Überleitung des Vermögens 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes geht 
das im Besitz des Instituts für Weltwirtschaft, 
Abteilung Deutsche Zentralbibliothek für 
Wirtschaftswissenschaften, befindliche Ver-
mögen nach Maßgabe der Aufsichtsbehörde 
in das Eigentum der nach § 1 Abs. 1 errich-
teten Stiftung über. Das bisher im Eigentum 
des Landes stehende Grundvermögen ver-
bleibt im Eigentum des Landes. Das Grund-
vermögen wird, soweit es für die Erfüllung 
der Zwecke der Stiftung erforderlich ist, der 
Stiftung unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 

  unverändert 

(2) Die Rechte und Forderungen des Landes 
Schleswig-Holstein aus der betrieblichen 
Tätigkeit des Instituts für Weltwirtschaft, Ab-
teilung Deutsche Zentralbibliothek für Wirt-
schaftswissenschaften, die jeweils bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden 
sind, werden mit Inkrafttreten des Gesetzes 
an die Stiftung abgetreten.  

  

(3) Die Verpflichtungen des Landes Schles-
wig-Holstein aus der betrieblichen Tätigkeit 
des Instituts für Weltwirtschaft, Abteilung 
Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschafts-
wissenschaften, die jeweils bis zum Inkraft-
treten dieses Gesetzes entstanden sind, 
werden mit Inkrafttreten des Gesetzes von 
der Stiftung übernommen. 

  

§ 14 
Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer 

§ 14 
Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes gehen 
die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der 
am Institut für Weltwirtschaft, Abteilung 
Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschafts-
wissenschaften, Beschäftigten auf die Stif-
tung über. Der Übergang ist den Beschäftig-
ten von den zuständigen Stellen des Landes 
Schleswig-Holstein schriftlich nach Verkün-
dung dieses Gesetzes mitzuteilen. 

 (1) unverändert 
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(2) Durch die Errichtung der Stiftung sind 
betriebsbedingte Kündigungen für die nach 
Absatz 1 übergeleiteten Beschäftigten aus-
geschlossen. Die Stiftung übernimmt sämtli-
che gesetzliche Arbeitgeberrechte und –
pflichten des Landes Schleswig-Holstein. Sie 
sorgt dafür, dass die Rechtsstellung der 
nach Absatz 1 übergeleiteten Beschäftigten 
und die von Ihnen erworbenen Besitzstände 
infolge der Umwandlung nicht eingeschränkt 
werden. Bei Bewerbungen der nach Absatz 
1 übergeleiteten Beschäftigten auf Aus-
schreibungen des Landes Schleswig-
Holstein sind diese als interne Bewerberin 
oder interne Bewerber des Landes Schles-
wig-Holstein zu behandeln. Das Land 
Schleswig-Holstein wird beim Wechsel der 
Beschäftigten von der Stiftung zum Land die 
bei der Stiftung zurückgelegten Beschäfti-
gungszeiten so anrechnen, als wären sie 
beim Land zurückgelegt worden. 

 (2) unverändert 

  (3) Das Land Schleswig-Holstein ist 
verpflichtet, für den Fall der Überfüh-
rung der Stiftung in eine andere Trä-
gerschaft dafür Sorge zu tragen, dass 
die Beschäftigten, die zum Stichtag des 
Übergangs auf die Stiftung beim Land 
beschäftigt waren, von dem neuen Trä-
ger unter Wahrung ihres Besitzstandes 
übernommen werden. Das Land 
Schleswig-Holstein ist außerdem ver-
pflichtet, im Falle einer Überführung 
der Stiftung insgesamt in eine andere 
Trägerschaft ohne Mehrheitsbeteili-
gung des Landes Schleswig-Holstein 
diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf deren Wunsch unter Wahrung der 
bei der Stiftung erreichten Beschäfti-
gungszeit wieder in seinen Diensten zu 
beschäftigen. Das Gleiche gilt für den 
Fall der Auflösung der Stiftung. 

(3) Die Stiftung soll einem ihrer Rechtsform 
sowie ihrem Zweck entsprechenden Arbeit-
geberverband beitreten. Ist dies nicht mög-
lich, wird sie ihre Aufnahme in die Anwender-
liste eines entsprechenden Tarifvertrages 
betreiben. 

 (4) unverändert 

(4) Für die nach Absatz 1  übergeleiteten 
Beschäftigten gelten ab dem Zeitpunkt der 
Errichtung der Stiftung die für das Land 
Schleswig-Holstein maßgeblichen Tarifver-
träge in der jeweils geltenden Fassung wei-
ter. Das Recht der Stiftung, für ihre Beschäf-
tigten Tarifverträge abzuschließen, bleibt 

 (5) unverändert 
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hiervon unberührt. Bis zum Inkrafttreten 
neuer Tarifverträge sind für die von der Stif-
tung eingestellten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sowie die zu ihrer Ausbildung 
Beschäftigten die nach Satz 1 maßgeblichen 
Tarifverträge anzuwenden. 

(5) Für die nach Absatz 1 übergeleiteten 
Beschäftigten werden die beim Land 
Schleswig-Holstein in einem Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnis zurückgelegten Zeiten 
einer Beschäftigung so angerechnet, als 
wenn sie bei der Stiftung zurückgelegt wor-
den wären. 

 (6) unverändert 

(6) Zur Sicherung der Ansprüche auf eine 
zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung aller Beschäftigten stellt die Stiftung 
sicher, dass die nach der Satzung der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
für eine Beteiligungsvereinbarung geforder-
ten tatsächlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen geschaffen werden und erhalten 
bleiben. 

 (7) unverändert 

§ 15 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 

des Personals 

§ 15 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 

des Personals 

(1) Das Land Schleswig-Holstein wird den 
Beschäftigten der Stiftung im Rahmen der 
vorhandenen Kapazitäten die gleichen Teil-
nahmemöglichkeiten an den Aus- und Fort-
bildungsangeboten des Landes und seiner 
Einrichtungen, insbesondere denen nach 
den Vereinbarungen des § 59 Mitbestim-
mungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG 
Schl.-H.), einräumen. 

  unverändert 

(2) Solche Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen für Hochschulbedienstete, die über 
den Haushalt des Ministeriums finanziert 
werden, werden auch für die Beschäftigten 
der Stiftung entsprechend finanziert. 

  

§ 16 
Übergangsregelungen 

§ 16 
Übergangsregelungen 

(1) Der erste Stiftungsrat setzt sich zusam-
men aus den Mitgliedern gemäß § 6 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3. Er ist beschlussfähig, wenn diese 
Mitglieder bestellt sind. Er tritt unverzüglich 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zusammen, 
erlässt eine Satzung nach § 10 und beruft 
die Mitglieder des Beirats mit Wirkung zum 
1. Januar 2007. 

  unverändert 
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(2) Der erste Stiftungsrat bestellt unverzüg-
lich die Leiterin oder den Leiter der Abteilung 
Deutsche Zentralbibliothek für Wirtschafts-
wissenschaften des Instituts für Weltwirt-
schaft zur Leitung der Stiftung und die Stell-
vertreterin oder den Stellvertreter. 

  

(3) Bis zur Verabschiedung der Satzung 
nach § 10 kann die Aufsichtsbehörde eine 
vorläufige Satzung erlassen. 

  

(4) Die beim Institut für Weltwirtschaft ge-
wählten Mitglieder des Personalrates, die in 
die Stiftung übergegangen sind, bilden vor-
behaltlich der §§ 20 und 21 MBG Schl.-H. bis 
zur konstituierenden Sitzung des neu zu 
wählenden Personalrats, längstens jedoch 
für sechs Monate nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, übergangsweise den Personalrat 
der Stiftung. 

  

(5) In der Stiftung gelten für die vom Institut 
für Weltwirtschaft, Abteilung Deutsche Zent-
ralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften, 
in die Stiftung übergeleiteten Beschäftigten 
und für die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eingestellten Beschäftigten die bis zu diesem 
Zeitpunkt  

  

1. im Institut für Weltwirtschaft abgeschlos-
senen Dienstvereinbarungen nach § 57 
MBG Schl.-H. und  

  

2. abgeschlossenen und über den 
31. Dezember 2006 hinaus geltenden 
Vereinbarungen nach § 59 MBG Schl.-
H., soweit sie in der Abteilung Deutsche 
Zentralbibliothek für Wirtschaftswissen-
schaften anzuwenden waren, 

  

bis zum Abschluss eigener Regelungen fort, 
sofern sie nicht durch Fristablauf oder Kün-
digung außer Kraft treten, längstens jedoch 
für fünfzehn Monate nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes.  

  

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte der Stif-
tung ist unverzüglich, spätestens bis zum 
Ablauf von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu bestellen. Eine Schwer-
behindertenvertretung ist unverzüglich, spä-
testens bis zum Ablauf von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes neu zu 
wählen. Bis dahin werden die jeweiligen Auf-
gaben von der vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes für die Beschäftigten des Instituts für 
Weltwirtschaft bestellten Gleichstellungsbe-
auftragten und gewählten Schwerbehinder-
tenvertretung wahrgenommen. 
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§ 17 
Inkrafttreten 

§ 17 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 am 1. Januar 2007 in Kraft. 

  unverändert 

(2) Die §§ 6 bis 10 und § 16 Abs. 1 bis 3 
treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

  

(3) Die zeitlichen Befristungen nach Monaten 
in § 16 Abs. 4 bis 6 gelten ab dem Tag der 
Verkündung des Gesetzes, frühestens je-
doch ab 1. Januar 2007. 

  

 


